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ZusammenfasseQde Erklärung gemäß § 6 Abs.5 Satz 3 BauGB und § 10 Abs. 4 BauGB

Bauleitplanung der Stadt Schotten, Kernstadt
Bebauungsplan „Vogelpark Schotten" sowie Änderung des Flächennutzungsplanes in diesem
Bereich

c

(

1. Gründe der Wahl des vorliegenden Planes unter Beachtung anderweitiger Planungsmöglich-
keiten

Das Plangebiet wird seit vielen Jahrzehnten durch die Einrichtung der Gemeinnützigen Schottener
REHA GmbH geprägt. Neben Verwaltungsgebäuden und Gewerbe- und Handwerksbetrieben betreibt
die REHA Schotten auch den Vogelpark im vorliegenden Geltungsbereich des Bebauungsplanes.
Darüber hinaus werden die Nutzungen durch bestehende Wohnnutzungen, einem Holzhandel sowie
leerstehender Gebäude ergänzt.
Bei geplanten Bauvorhaben im Plangebiet wurden die Anträge bisher bauplanungsrechtlich nach § 34
BauGB (Innenbereich) oder nach § 35 BauGB (Außenbereich) beurteilt, wobei es aufgrund der spe-
zielten Lage des Gebietes, abgesetzt von der Ortslage (historisch bedingt), immer zu städtebaulichen
Konflikten gekommen ist. Auf einem Ortstermin mit den Trägern öffentlicher Belange am 12.08.2009
wurden erste Überlegungen vorgestellt, den gesamten Bereich einer städtebaulichen Sicherung, Ord-
nung und Entwicklung zukommen zu lassen. Seitens der Fachbehörden wurde die Planungsabsicht
der Stadt Schotten begrüßt und entsprechende Empfehlungen für die Abgrenzung des Geltungsberei-
ches vorgetragen. Darauf hin hat die Schottener REHA und die Stadt Schotten die Planungen voran-
getrieben und Ideen für eine künftige Entwicklung des Gebietes erarbeitet. Parallel hierzu wurden
bereits faunistische Aufnahmen und eine schalltechnische Untersuchung in Auftrag gegeben, deren
Ergebnisse ebenfalls in den vorliegenden Bebauungsplan Vorentwurf mit eingeflossen sind.

Planziel der vorgelegten Bauleitplanung ist es, die bauplanungsrechtliche Absicherung der bestehen-
den Nutzung im Bereich der REHA Schotten (Verwaltung, Handwerksbetriebe, Wohnnutzung) zu-
sammen mit den bestehenden Nutzungen im südwestlichen bzw. westlichen Geltungsbereich vorzu-
nehmen. Darüber hinaus sollen für den Vogelpark mögliche Erweiterungsflächen bauplanungsrecht-
lich entwickelt und geschaffen werden. Die gesamte Planung soll unter Berücksichtigung der Lage,
Topographie und dem ausgewiesenen Natura-2000-Gebiet (Vogelschutzgebiet) und unter Berücksich-
tigung des Auenbereiches mit dem festgelegten Überschwemmungsgebiet der Nidda erfolgen. Weite-
res Planziel ist die Erneuerung der Fahrbahn im Bereich der Landesstraße L3291 sowie die Lösung
straßenrechtlicher Konflikte bzgl. der vorhandenen Bushaltestellen und der Zufahrtsmöglichkeiten zum
Vogelpark bzw. zu den angrenzenden Parkplätzen. Gleichzeitig soll von der Ortslage Schotten zum
Vogelpark entlang der Landesstraße ein entsprechender Fußweg eingerichtet werden, so dass auch
über den Bebauungsplan Bauplanungsrecht für die Straßenverkehrsflächen und mögliche Neugestal-
tung geschaffen werden soll.
Neben der Sicherung und Entwicklung des Vogelparks, der für die Stadt Schotten einen wichtigen
touristischen Anziehungspunkt in der Region darstellt, sollen auch die bestehenden baulichen Anla-
gen sowie mögliche Erweiterungen der vorhandenen Nutzungen im Vogelpark über den Bebauungs-
plan berücksichtigt und geschaffen werden, wobei die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen
und die Abstimmung der einzelnen Nutzungen untereinander bei der Planung zu berücksichtigen sind.
Darüber hinaus soll der Bereich des vorhandenen Mühlgrabens in Teilflächen einer Renaturierung
zugeführt, zusätzliche Parkplatzflächen für den Betrieb des Vogelparks gebaut und gleichzeitig ein
ausreichender Puffer (Ausgleichsflachen) zu den Biotopstrukturen entlang der Nidda geschaffen wer-
den. Das Planerfordernis ergibt sich aus der für die einzelnen Abschnitte nicht abschließend differen-
zierten Beurteilungsgrundlage (§ 34 BauGB und §35 BauGB), so dass neben der Bestandssicherung
und der städtebaulichen Neuordnung auch eine bauplanungsrechtliche Grundlage geschaffen werden
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kann, die bei künftigen Bauvorhaben in diesem Bereich als Beurteilungsgrundlage herangezogen
werden soll (Wahrung der städtebaulichen Ordnung).

Das Plangebiet muss derzeit bauptanungsrechtlich als Innenbereich (§ 34 BauGB) bzw. an den
Randbereichen als Außenbereich i.S.d. § 35 BauGB beurteilt werden. Zur Erlangung von Baupla-
nungsrecht und Umsetzung der unter 1.1 aufgeführten Planziele ist die Aufstellung eines qualifizierten
Bebauungsplanes im 2-stufigen Verfahren mit paralleler Änderung des Flächennutzungsplanes erfor-
derlich. Zu beiden Bauleitplanverfahren wird eine Umweltprüfung i.S.d. § 2 Abs.4 BauGB und eine
Natura 2000-Verträglichkeitsprognose durchgeführt. Darüber hinaus sind bereits faunistische Auf-
nahmen durchgeführt worden, deren Ergebnisse in einem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag aufge-
führt sind. Auch eine immissionsschutzrechtliche bzw. eine schalltechnische Untersuchung für die
geplanten Nutzungen und deren Abfolge wurde bereits in Auftrag gegeben und die Ergebnisse im
Planungsprozess berücksichtigt.

Aufgrund der Darstellung des Bereiches im Regionalplan Mittelhessen 2010 musste im Verfahren
überprüft werden, inwieweit der Bebauungsplan mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung
vereinbar ist. Derzeit wird dieser Bereich als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft, als Vorbehaltsgebiet für
den Grundwasserschutz und Teilflächen als Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft dargestellt.
Aufgrund der Größe des historisch gewachsenen Siedlungsbereiches (ehemalige Tuchfabrik) und der
Tatsache, dass die vorhandenen und geplanten überbaubaren Flächen kein Überschwemmungsge-
biet und keinen Uferbereich der Nidda einnehmen, kann von der Notwendigkeit einer Abweichung
zum Regionalplan Mittelhessen 2010 abgesehen werden

Anderweitige Planungsmöglichkeiten kommen aufgrund des o.g. Sachverhaltes nicht in Betracht.

(

2. Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen ist gemäß § 2 Abs.4 BauGB für die Belange des Umwelt-
Schutzes nach § 1 Abs.6 Nr.7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und
bewertet werden. Der Umweltbericht ist ein gesonderter Teil der Begründung und wurde in den Ver-
fahrenssch ritten des Bebauungsplanes beigefügt.

Für die Umweltprüfung wurden die in der Praxis bewährten Verfahren eingesetzt, so u.a. Geländebe-
gehung und Vegetationsaufnahmen. Diese ermöglichten eine Bewertung des Biotopbestandes und
bildeten die Grundlage für die Bewertung der zu erwartenden Eingriffswirkungen.
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, die
nur zum Teil innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden können. In dem Bebauungsplan sind
daher externe Flächen zur Kompensation des Eingriffes ausgewiesen und festgesetzt.
Zusätzlich wurden faunistische Aufnahmen durchgeführt und im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag
bewertet. Ergänzend wurde auch ein Immissionsschutzgutachten erstellt und die Ergebnisse in den
Abwägungs- und Planungsprozess eingestellt.
Das Ergebnis der Umweltprüfung wurde im Umweltbericht dokumentiert. Entsprechend § 2a BauGB
ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen
Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der
Träger öffentlicher Belange).
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Die Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
ist Inhalt des nachfolgenden Kapitels.

3. Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung

Die zu den Umweltbelangen im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen
Anregungen, Hinweise und Bedenken wurden in Form einer Abwägung behandelt. Die Art und Weise,
wie die Anregungen, Hinweise und Bedenken im Bebauungsplan berücksichtigt wurden, sind im Detail
in den Beschlussempfehlungen zu den jeweiligen Verfahrensschritten gemäß § 3 und § 4 BauGB
dokumentiert und zu entnehmen. Diese Beschlussempfehlungen wurden in den städtischen Gremien
entsprechend vorgestellt, diskutiert und letztlich von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen.

c Die wesentlichen Anregungen, Bedenken und hlinweise im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 Abs.2
i.V.m. § 4 Abs,2 BauGB können wie folgt zusammengefasst werden:

Öffentlichkeit

Hinweise zum Immissionsschutz, zur Bepflanzung und Befestigung des Parkplatzes, zu den Aus-
gleichsflächen, zu Schutzgebieten und zum Artenschutz sowie zur Gefahr von Boden- und Wasser-
Verunreinigungen.

Die konkreten Anregungen und Hinweise der Fachbehörden zu den verschiedenen Umweltbelangen
sind im Rahmen der Abwägungen ausführlich behandelt worden, es wird auf die Ausführungen in den
Verfahrensunterlagen zum Bebauungspan auf die Seiten ....ff. und ....ff.) und in den Genehmigungs-
unterlagen zum FNP auf die Seiten ....ff. und ....ff. verwiesen.

c
Linden und Schotten, August 2012


